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Satzung

Sozialpsychiatrischer Verbund 

Hildesheim

(Stand: 22.November 2006)
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Vorbemerkung

Für das Gebiet des Landkreises Hildesheim einschließlich der Stadt Hildesheim wurde im Jahr 1998 gem. § 8 des Niedersächsischen Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke (NPsychKG) vom 16.6.1997 (Nds.GVBL S. 272) der Sozialpsychiatrische Verbund Hildesheim gebildet.

§ 1

Grundsätze und Ziele

(1) Im Sozialpsychiatrischen Verbund Hildesheim sollen alle Anbieter von Hilfen im Sinne des § 6 Abs.1 NPsychKG für Einwohner, die infolge einer psychischen Störung krank oder behindert sind oder gewesen sind oder bei denen Anzeichen für eine solche Krankheit oder Behinderung bestehen, konstruktiv zusammenarbeiten. Hilfen sind ins​besondere die medizinische, psychologische, sozialarbeiterische und pädagogische Beratung, Behandlung, Betreuung und psychiatrische Pflege der betroffenen Person.

(2) Die örtliche Zuständigkeit des Sozialpsychiatrischen Verbundes Hildesheim erstreckt sich auf den Bereich des Landkreises Hildesheim einschließlich der Stadt Hildesheim.

(3) Ziel der im Sozialpsychiatrischen Verbund Hildesheim zusammen geschlossenen Anbieter ist es, für die betroffenen Menschen die erforderlichen Hilfen in ausreichender und bedarfsgerechter Form anzubieten, sicherzustellen und in Abstimmung untereinander im Sinne einer angemessenen regionalen Versorgung gem. § 6 NpsychKG auszubauen. Dazu verpflichten sich die Mitglieder des Sozialpsychiatrischen Verbundes Hildesheim folgende Grundsätze und Bestimmungen über die Art der Hilfen zu beachten:

a) Die Hilfen sollen dazu beitragen, dass Krankheiten oder Behinderungen im Sinne des § 1 Nr. 1 NPsychKG rechtzeitig erkannt und behandelt werden

b) Die Hilfen sollen gemeindenah, personenbezogen und bedarfsgerecht angeboten wer​den

c) Die Hilfen sollen den betroffenen Personen eine möglichst selbstständige, bei Bedarf geschützte Lebensführung in einer ihnen zuträglichen oder gewohnten Weise erhalten oder wieder ermöglichen

d) Durch die Hilfen soll die (Wieder-)Eingliederung in die Gesellschaft nach einer stationären psychiatrischen Behandlung oder einer Unterbringung vorbereitet und er​leichtert sowie die erforderliche ambulante Betreuung sichergestellt werden

e) Die Hilfen sollen auch bei denjenigen, die mit betroffenen Menschen in näherer Bezie​hung stehen, Verständnis für die besondere Lage der Betroffenen wecken und die Be​reitschaft zur Mitwirkung bei der Behebung der Schwierigkeiten erhalten und fördern; die Hilfen sollen die nahestehenden Personen auch in ihrer Fürsorge für die be​troffenen Menschen entlasten und unterstützen

f) Bei allen Hilfen und Schutzmaßnahmen ist auf den Zustand der betroffenen Menschen besondere Rücksicht zu nehmen und deren Würde zu achten

g) Die Hilfen sollen der Anordnung von Schutzmaßnahmen vorbeugen; eine stationäre Versorgung soll nur dann veranlasst werden, wenn andere Hilfen keinen Erfolg versprechen.

(4) Grundsätze und Ziele des Sozialpsychiatrischen Verbundes Hildesheim werden anhand freiwilliger Selbstverpflichtung der Mitglieder verwirklicht. Auf die Verpflichtung aus Verträgen nach SGB XII wird verwiesen. Dazu sollen die Mitglieder kooperationsbereit und -fähig sein und sich im Rahmen der eigenen Möglichkeiten aktiv an der Verbundsarbeit beteiligen.

(5) Plant ein Mitglied oder dessen Träger eine wesentliche Änderung des Angebots an Hilfen, so hat es gem. § 8 Abs.3 NPsychKG die Geschäftsstelle des Sozialpsychiatrischen Verbundes hierüber unverzüglich zu unterrichten.

§ 2

Aufgaben

Der Sozialpsychiatrischen Verbund Hildesheim sorgt für die Zusammenarbeit der Anbieter von Hilfen und für die Abstimmung der Hilfen, um die Versorgung nach Maßgabe des § 6 NPsychKG sicherzustellen.

Dazu zählen :

a) die Kooperation aller Anbieter von Hilfen,

b) die Abstimmung von Hilfen zwischen den Anbietern,

c) die Feststellung von Versorgungslücken

d) die Mitarbeit der Anbieter an der Erstellung des Sozialpsychiatrischen Plans gem. § 9 NPsychKG 

e) die Herstellung des Benehmens im Sinne von § 9 NPsychKG

f) die Öffentlichkeitsarbeit,

g) die Zusammenarbeit mit Sozialpsychiatrischen Verbünden in benachbarten Versor​gungsregionen 

§ 3

Mitgliedschaft

(1) Mitglied des Verbundes kann jede natürliche und juristische Person sein, die Hilfen für psychisch Kranke im Sinne des § 6 Abs. 1 NPsychKG anbietet und sich mit der Beitrittserklärung zu den Grundsätzen und Zielen des Verbundes verpflichtet.

(2) Die Mitgliedschaft endet

a) mit dem Tod des Mitglieds

b) durch freiwilligen Austritt

c) durch Ausschluss 

d) mit dem Ende der aktiven Tätigkeit bei juristischen Personen

Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber der Geschäftsstelle des Sozialpsychiatrischen Verbundes.

Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen grob fahrlässig oder vorsätzlich verstoßen hat, durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied Gelegenheit zu geben, sich persönlich zu rechtfertigen. Eine etwaige schriftliche Stellungnahme des Betroffenen ist in der Mitgliederversammlung zu verlesen.

§ 4 

 Organe

Organe des Sozialpsychiatrischen Verbundes sind

· das Plenum (Mitgliederversammlung)

· der Vorstand

· die Arbeitsgruppen 

§ 5

Plenum

(1) Das Plenum dient dem Informations- und Ideenaustausch sowie der Vorstellung von Projekten. Es arbeitet themenbezogen und multiprofessionell im Rahmen der Aufgaben des Sozialpsychiatrischen Verbundes (§ 2) mit dem Ziel der Verbesserung der Versorgung psychisch Kranker. Es beschließt in Angelegenheiten und über Vorhaben des Verbundes gemäß §§ 1 und 2. 

(2) Zur Bearbeitung von sachbezogenen Themen können bis auf weiteres Arbeitsgruppen eingesetzt werden. Zusätzlich kann das Plenum zeitlich befristete Projektgruppen bilden. Die Ziele, die Dauer und die Projektgruppenleitung werden vor Beginn der Projektgruppe schriftlich festgelegt.

(3) Die Sitzungen des Plenums sind grundsätzlich nichtöffentlich. Bei Bedarf kann die Öffentlichkeit zu einzelnen Tagesordnungspunkten in Abstimmung mit dem Vorstand hergestellt werden. Aus gegebenen Anlass können Gäste eingeladen werden.  

§ 6

Einladung des Plenums

(1) Die Versammlungen des Plenums finden mindestens zweimal jährlich statt. Weitere Versammlungen sind einzuberufen, wenn dies mehr als 10 Prozent der Mitglieder oder die Geschäftsführung (§ 10) nach Absprache mit dem Vorstand unter Angabe des Grundes verlangen. 

(2) Die Geschäftsführung lädt zu einer Versammlung des Plenums in Abstimmung mit dem Vorstand schriftlich ein. Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. In der Einladung sind die einzelnen Punkte der Tagesordnung anzugeben. 

(3) Bei der Versammlung des Plenums werden die wesentlichen Themen und der Tag der nächsten Versammlung festgelegt. Die Tagesordnung erstellt die Geschäftsführung in Abstimmung mit dem Vorstand. Die Termine werden rechtzeitig mitgeteilt.

(4) Jedes Mitglied hat das Recht, Anträge zur Tagesordnung zu stellen. Diese müssen bis spätestens vier Wochen vor dem Tag der nächsten Versammlung des Plenums der Geschäftsführung vorliegen. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Sitzung des Plenums gestellt werden, beschließt das Plenum. Änderungen der Satzung, die Auflösung des Verbundes sowie die Wahl und Abberufung von Vorstandsmitgliedern können nur beschlossen werden, wenn die Anträge den Mitgliedern vorher schriftlich mit der Tagesordnung angekündigt worden sind.

§ 7

Beschlussfassung des Plenums

(1) Das Plenum ist nach ordnungsgemäßer Ladung unabhängig von der Zahl der teilnehmenden Mitglieder beschlussfähig. Die Art der Abstimmung ist ausschließlich offen.

(2) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Beschlüsse zu abstimmungsfähigen Tagesordnungspunkten werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Für die Auflösung des Verbundes nach dieser Satzung ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder erforderlich.

§ 8

Arbeitsgruppen

(1) Die Arbeitsgruppen arbeiten themenbezogen und multiprofessionell im Rahmen der Aufgaben des Sozialpsychiatrischen Verbundes (§ 2) mit dem Ziel der Verbesserung der Versorgung psychisch Kranker. Die Außendarstellung und der Schriftverkehrs der Arbeitsgruppen erfolgt in Abstimmung mit der Geschäftsführung und dem Vorstand. Die Arbeitsergebnisse werden von einer Vertretung der Arbeitsgruppe dem Plenum vorgestellt.

(2) Die Sitzungen der Arbeitsgruppen sind grundsätzlich nicht öffentlich. Bei Bedarf kann die Öffentlichkeit durch Beschluss der Arbeitsgruppe hergestellt werden. Aus gegebenem Anlass können Gäste eingeladen werden.

(3) Die einzelnen Arbeitsgruppen tagen bei konkretem Bedarf. Bei jeder Sitzung werden die Themen und der Tag der nächsten Sitzung festgelegt. Soweit erforderlich lädt die Geschäftsführung die Teilnehmer der betreffenden Arbeitsgruppe zu den Sitzungen ein. 

(4) Die Arbeitsgruppen führen Anwesenheitslisten und Protokolle und leiten diese der Geschäftsführung(§ 10) zu, wenn die Protokollführung nicht durch diese erfolgt.

(5) Gegenwärtig bestehen folgende Arbeitsgruppen :

(a) Arbeitsgruppe Arbeit und tagesstrukturierende Hilfen

(b) Arbeitsgruppe Behandlung, Therapie und Krisendienst

(c) Arbeitskreis Sucht

§ 9

Vorstand

(1) Der Sozialpsychiatrischen Verbund Hildesheim hat einen Vorstand, der aus fünf gleichberechtigten, von dem Plenum für zwei Jahre gewählten Mitgliedern besteht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglieder anwesend sind. Er fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit.

(2) Der Vorstand wählt aus seinen Reihen eine Vorsitzende bzw. einen Vorsitzenden für eine Amtszeit von zwei Jahren. Bei Abwesenheit der/des Vorsitzenden bestimmt der Vorstand eine Vertretung.

(3) Der Vorstand koordiniert die Arbeit der Arbeitsgruppen. Er kann eigene Beschlussempfehlungen für das Plenum abgeben. Er trägt die Verantwortung für die Ausführung der Beschlüsse des Plenums und ist an dessen Beschlüsse gebunden.

(4) Die bzw. der Vorsitzende vertritt in Abstimmung mit dem Vorstand den Sozialpsychiatrischen Verbund Hildesheim nach außen. Die Sitzungen des Plenums werden von der bzw. dem Vorsitzenden des Verbundes geleitet. 

 § 10

Geschäftsführung

(1) Die Geschäftsführung einschließlich der laufenden Geschäftsführung erfolgt durch den Sozialpsychiatrischen Dienst .

(2) Die Aufgaben der Geschäftsführung umfassen die Koordination der Mitglieder im Sozialpsychiatrischen Verbund Hildesheim und deren Mitgliedschaft in den Organen, die Ausführung der Beschlüsse des Plenums in Abstimmung mit dem Vorstand sowie ferner die Abwicklung des Schriftverkehrs, die Protokollführung beim Plenum und soweit erforderlich bei den Arbeitsgruppen, sowie die Beratung der Mitglieder in Verbundangelegenheiten.

§ 11

Psychiatrie-Beirat

In dem beim Landkreis bestehenden Psychiatrie-Beirat wird der Sozialpsychiatrische Verbund durch vier Mitglieder des Vorstandes vertreten. Die Vertretungsregelung bestimmt der Vorstand selbst.

§ 12

Datenschutz

(1) Alle Daten eines Mitglieds, die dem Landkreis Hildesheim oder einem Mitglied des Sozialpsychiatrischen Verbundes Hildesheim im Rahmen seiner Verbundsarbeit bekannt werden, sind den Vorschriften des Datenschutzgesetzes entsprechend zu schützen.

(2) Mit dem Beitritt eines Mitglieds nimmt die Geschäftsführung des Sozialpsychiatrischen Verbundes Hildesheim seine Adresse, Telefon- und Faxnummer sowie ggf. die E-Mail –Adresse seines Vertreters auf. Diese Informationen werden in dem EDV-System des Landkreises Hildesheim gespeichert und durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen vor der Kenntnisnahme Dritter geschützt.

(3) Mitgliederverzeichnisse werden nur an die Mitglieder des Vorstandes ausgehändigt. Macht ein Mitglied geltend, dass es die Mitgliederliste zur Wahrnehmung seiner satzungsmäßigen Rechte benötigt, händigt die Geschäftsführung die Liste nur gegen die schriftliche Versicherung aus, dass die Adressen nicht zu anderen Zwecken verwendet werden. 

(4) Vor der Veröffentlichung von Informationen (z.B. im Internet) über Mitglieder des Sozialpsychiatrischen Verbundes, ist die vorherige schriftliche Einwilligung des Betroffenen erforderlich. 

§ 13

Änderung der Satzung

Die Satzung ist den weiteren Entwicklungen anzupassen. Das Plenum entscheidet mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder über Anträge zur Fortschreibung.

§ 14

Salvatorische Klausel

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung aus materiellen oder formellen Gründen rechtsungültig sein, so wird damit die Gültigkeit der übrigen Bestimmun​gen nicht berührt. Eine ungültige Bestimmung ist möglichst durch eine ihr im Sinne gleichkommende Bestimmung in gültiger Weise zu ersetzen.

(2) Sollte ein Punkt nicht geregelt sein, der bei verständiger Würdigung der Sach- und Rechtslage geregelt worden wäre oder sollte durch sonstige unvorhergesehene Ereignisse oder Rechtsänderungen eine wesentliche Änderung eingetreten sein, so sind die vorhanden Satzungslücken nach dem Gesichtspunkt von Treu und Glauben durch entsprechende Ersatz - oder Ergänzungsbestimmungen zu schließen.

 § 15

Inkrafttreten

Die geänderte Fassung der Satzung tritt am 22.November 2006 in Kraft.
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